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28. Stück, Jahrgang 2003 Ausgegeben am 30. Dezember 2003

Nr 119 Gesetz, mit dem ein Salzburger Landesbediensteten-Zuweisungsgesetz erlassen wird und das Salzburger 
Objektivierungsgesetz sowie das Salzburger Krankenanstaltengesetz 2000 geändert werden (Blg LT 12. GP:
RV 102, AB 188, jeweils 6. Sess)

Nr 120 Gesetz, mit dem die Salzburger Kinder- und Jugendwohlfahrtsordnung 1992 geändert wird (Blg LT 12. GP:
RV 708, 5. Sess; AB 258, 6. Sess)

Nr 121 Gesetz, mit dem die Salzburger Landarbeitsordnung 1995 geändert wird (Blg LT 12. GP: RV 104, AB 189, 
jeweils 6. Sess)

Nr 122 Gesetz, mit dem die Salzburger Land- und Forstwirtschaftliche Berufsausbildungsordnung 1991 geändert
wird (Blg LT 12. GP: RV 108, AB 190, jeweils 6. Sess)

Nr 123 Gesetz, mit dem das Salzburger Tierschutzgesetz 1999 geändert wird (Blg LT 12. GP: RV 106, AB 193, jeweils
6. Sess)

Nr 124 Gesetz, mit dem das Nutztierschutzgesetz geändert wird (Blg LT 12. GP: RV 105, AB 192, jeweils 6. Sess)
Nr 125 Gesetz, mit dem das Salzburger Leichen- und Bestattungsgesetz 1986 geändert wird (Blg LT 12. GP: RV 706,

5. Sess; AB 191, 6. Sess)

119. Gesetz vom 5. November 2003, mit dem ein Salz-
burger Landesbediensteten-Zuweisungsgesetz erlassen
wird und das Salzburger Objektivierungsgesetz sowie
das Salzburger Krankenanstaltengesetz 2000 geändert

werden

Der Salzburger Landtag hat beschlossen:

Artikel I

Salzburger Landesbediensteten-Zuweisungsgesetz

Zuweisung

§ 1

(1) Landesbedienstete, die am Tag vor dem Inkrafttre-
ten dieses Gesetzes in
1. der Holding der Landeskliniken Salzburg oder
2. in einem der Holding zugeordneten Bereich (St Johan-

ns-Spital – Landeskrankenhaus, Christian-Doppler-Kli-
nik – Landesnervenklinik, Landeskrankenhaus St Veit
im Pongau, Institut für Sportmedizin, Zentral- und Ser-
vicebereiche, Bildungszentrum)

beschäftigt waren, werden unter Wahrung ihrer Rechte
und Pflichten mit Inkrafttreten dieses Gesetzes als Landes-
bedienstete mit ihrem derzeitigen Dienstort der Gemein-
nützigen Salzburger Landeskliniken Betriebsgesellschaft
mit beschränkter Haftung (im Folgenden kurz „Betriebs-
gesellschaft“) zur dauernden Dienstleistung zugewiesen.

(2) Soweit nicht Abweichendes bestimmt ist, sind Lan-
desbedienstete im Sinn dieses Gesetzes Beamte (§ 1 L-BG)
und Vertragsbedienstete (§ 1 L-VBG) des Landes Salzburg.

Dienstbehörde, Vertretung des Dienstgebers

§ 2

(1) Die Diensthoheit über die der Betriebsgesellschaft
nach § 1 Abs 1 zugewiesenen oder gemäß § 3 neu aufge-

nommenen Landesbediensteten steht der Landesregie-
rung zu. Der Geschäftsführer ist bei der Besorgung der
Aufgaben der Dienstbehörde oder des Dienstgebers an
die Weisungen der Landesregierung gebunden. Die Lan-
desregierung hat in den mit der Betriebsgesellschaft abzu-
schließenden Verträgen Sanktionsmöglichkeiten für den
Fall der Nichtbefolgung einer solchen Weisung vorzuse-
hen.

(2) Der Geschäftsführer der Betriebsgesellschaft ist
Dienstbehörde erster Instanz für alle der Betriebsgesell-
schaft zugewiesenen Landesbeamten. Die Zuständigkeit
der Dienstbehörde erster Instanz umfasst alle Personalan-
gelegenheiten, die der Landesregierung oder dem Amt
der Landesregierung als Dienst- bzw Disziplinarbehörde
obliegen, mit Ausnahme
1. der Erlassung von Verordnungen auf Grund der Dienst-

rechtsgesetze,
2. der Aufnahme in ein öffentlich-rechtliches Dienstver-

hältnis,
3. der Dienstzuteilungen und Versetzungen, die über den

Bereich der Betriebsgesellschaft hinausgehen.
Über Berufungen gegen Bescheide der Dienstbehörde
erster Instanz entscheidet in Leistungsfeststellungsangele-
genheiten die Leistungsfeststellungskommission (§ 22 
L-BG), in Disziplinarangelegenheiten die Disziplinarkom-
mission (§ 39 L-BG) und in sonstigen Angelegenheiten die
Landesregierung. 

(3) Der Geschäftsführer der Betriebsgesellschaft ist mit
der Vertretung des Landes Salzburg als Dienstgeber ge-
genüber allen der Betriebsgesellschaft zugewiesenen oder
gemäß § 3 neu aufgenommenen Landesbediensteten, die
nicht Landesbeamte sind, betraut.

(4) Der Geschäftsführer der Betriebsgesellschaft kann
andere Personen, die mit der Führung von Personalange-
legenheiten betraut sind, ermächtigen, in seinem Namen
die ihm übertragenen Aufgaben der Dienst- oder Diszipli-
narbehörde oder des Dienstgebers wahrzunehmen. 



(5) Die im Sinn des Abs 4 ermächtigten Personen sind in
der Salzburger Landes-Zeitung kundzumachen sowie in
den Geschäftsräumen der Betriebsgesellschaft an allge-
mein einsichtiger Stelle bekannt zu machen.

Neuaufnahme von Bediensteten

§ 3

(1) Der Geschäftsführer der Betriebsgesellschaft ist er-
mächtigt, das zur Besorgung der Aufgaben der Betriebs-
gesellschaft nach Maßgabe des Dienstpostenplans (§ 4 
L-VBG) erforderliche Personal für das Land Salzburg und
im Namen des Landes Salzburg unter Anwendung des
Salzburger Objektivierungsgesetzes aufzunehmen. § 2
Abs 4 und 5 ist auch für Neuaufnahmen anzuwenden.

(2) Personen, die gemäß Abs 1 aufgenommen wurden,
sind Vertragsbedienstete des Landes Salzburg nach Maß-
gabe des § 1 L-VBG und gelten als der Betriebsgesellschaft
zugewiesen.

Kostentragung

§ 4

Die Landesregierung hat in die mit der Betriebsgesell-
schaft abzuschließenden Verträge insbesondere folgende
Punkte aufzunehmen:
1. Die Betriebsgesellschaft hat den Personal- und Pen-

sionsaufwand (Ruhe- und Versorgungsgenüsse) für die
ihr zur Dienstleistung zugewiesenen bzw von ihr aufge-
nommenen Landesbediensteten zu tragen.

2. Die Betriebsgesellschaft hat den Pensionsaufwand (Ru-
he- und Versorgungsgenüsse) für die als Bedienstete in
einer Landeskrankenanstalt oder der Holding der Lan-
deskliniken Salzburg bzw einem der ihr zugeordneten
Bereiche (§ 1) bereits pensionierten Landesbeamten
bzw deren Hinterbliebene zu tragen. 

3. Die Betriebsgesellschaft erhält dafür die Pensionsbeiträ-
ge und die Beiträge gemäß § 47 des Landesbeamten-
Pensionsgesetzes jener Personen, für die die Betriebsge-
sellschaft den Personal- oder Pensionsaufwand zu tra-
gen hat.

Inkrafttreten

§ 5

Dieses Gesetz tritt mit 1. Jänner 2004 in Kraft.

Artikel II

Das Salzburger Objektivierungsgesetz, LGBl Nr 7/2001,
wird geändert wie folgt:

1. Im § 3 Abs 3 werden die Z 4 bis 6 durch folgende Be-
stimmungen ersetzt:
„4. Leiterin oder Leiter der Zentral- und Servicebereiche

der Gemeinnützigen Salzburger Landeskliniken Be-
triebsgesellschaft mit beschränkter Haftung (im Fol-
genden kurz ,Betriebsgesellschaft‘),

5. Führungskräfte gemäß § 52 Abs 1 des Salzburger
Krankenanstaltengesetzes 2000 und Pflege- und
Wirtschaftsdirektorinnen oder -direktoren in den
Krankenanstalten der Betriebsgesellschaft.“

2. § 8 Abs 2 lautet:
„(2) Für die Bestellung von Führungskräften gemäß

§ 52 Abs 1 des Salzburger Krankenanstaltengesetzes

2000 gelten abweichend zu § 4 Abs 1 und ergänzend zu
§ 5 Abs 2 und 4 folgende Sonderbestimmungen: Die Vor-
schlagskommission besteht aus
1. der Prokuristin oder dem Prokuristen der Betriebsge-

sellschaft als Vorsitzende bzw Vorsitzendem;
2. der Geschäftsführerin oder dem Geschäftsführer der

Betriebsgesellschaft;
3. der ärztlichen Direktorin oder dem ärztlichen Direktor

der betroffenen Krankenanstalt (soweit nicht diese
Funktion zu besetzen ist);

4. einer Vertreterin oder einem Vertreter des ärztlichen
Mittelbaus der Betriebsgesellschaft, die bzw der von
der Landesregierung jeweils auf die Dauer von zwei
Jahren bestellt wird;

5. der Wirtschaftsdirektorin oder dem Wirtschaftsdirektor
der betroffenen Krankenanstalt;

6. der Pflegedirektorin oder dem Pflegedirektor der be-
troffenen Krankenanstalt;

7. der Leiterin oder dem Leiter der Personalabteilung des
Amtes der Landesregierung sowie 

8. einer Vertreterin oder einem Vertreter der oder des
Gleichbehandlungsbeauftragten des Landes aus dem
Stand der Ärztinnen und Ärzte der Betriebsgesellschaft.

Die Vorschlagskommission kann sich durch weitere Exper-
tinnen und Experten beraten lassen. Sie hat das Gutach-
ten des Landessanitätsrates gemäß § 52 Abs 4 des Salz-
burger Krankenanstaltengesetzes 2000 in ihre Beurteilung
mit einzubeziehen. Dem Bestellungsvorschlag ist das Gut-
achten anzuschließen.“

3. Im § 13 Abs 1 lautet die Z 2:
„2. im Bereich der Betriebsgesellschaft der Geschäftsfüh-

rerin oder dem Geschäftsführer.“

4. Im § 18 werden folgende Änderungen vorgenom-
men:

4.1. Im Abs 2 wird nach den Worten „Vor dem“ das
Wort „Inkrafttreten“ eingefügt.

4.2. Nach Abs 2 wird angefügt:
„(3) Die §§ 3 Abs 3, 8 Abs 2 und 13 Abs 1 in der Fas-

sung des Gesetzes LGBl Nr 119/2003 treten mit 1. Jänner
2004 in Kraft.“

Artikel III

Das Salzburger Krankenanstaltengesetz 2000, LGBl Nr
24, zuletzt geändert durch das Gesetz LGBl Nr 69/2003,
wird geändert wie folgt:

1. Im § 64 Abs 5 wird der erste Satz durch folgende Be-
stimmungen ersetzt: „Die Landesregierung hat durch Ver-
ordnung zu regeln, wie für jene Bedienstete öffentlicher
Krankenanstalten, die in einem Dienstverhältnis zum
Land, einer Gemeinde oder einem Gemeindeverband ste-
hen, die Aufteilung der gemäß § 61 Abs 2 und 3 anfallen-
den Sondergebühren zu erfolgen hat. In der Verordnung
ist die Aufteilung auf den Rechtsträger der Krankenanstalt
(Anstaltsgebühr), auf die Abteilungsleiter (Instituts- und
Laboratoriumsvorstände), deren Stellvertreter sowie auf
die anderen Ärzte des ärztlichen Dienstes (Arzthonorar)
vorzusehen.“

2. Im § 96 wird angefügt:
„(8) § 64 Abs 5 in der Fassung des Gesetzes LGBl Nr

119/2003 tritt mit 1. Jänner 2004 in Kraft.“

Griessner
Schausberger
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120. Gesetz vom 5. November 2003, mit dem die Salz-
burger Kinder- und Jugendwohlfahrtsordnung 1992 ge-

ändert wird

Der Salzburger Landtag hat beschlossen:

Die Salzburger Kinder- und Jugendwohlfahrtsordnung
1992, LGBl Nr 83, zuletzt geändert durch das Gesetz LGBl
Nr 46/2001, wird geändert wie folgt:

1. Im Inhaltsverzeichnis werden folgende Änderungen
vorgenommen:

1.1. Nach § 10 wird eingefügt:
„§ 10a Maßnahmen gegen Vernachlässigung, Misshand-

lung oder sexuellen Missbrauch“
1.1a. Nach § 17 wird eingefügt:

„§ 17a Datenermittlung und Datenverwendung; Amtshil-
fe“

1.2. Die den § 44 betreffenden Zeilen lauten:
„§ 44 Fortsetzung der Hilfen zur Erziehung nach der Voll-

jährigkeit“ 

2. Im § 6 Abs 2 Z 1 wird der Ausdruck „Aus- und Fort-
bildung“ durch das Wort „Fortbildung“ ersetzt.

3. Im § 8 werden folgende Änderungen vorgenommen:
3.1. Im Abs 2 werden die Worte „der Vormundschaft“

durch die Wortfolge „der Obsorge im Sinn der §§ 187 ff
ABGB“ ersetzt.

3.2. Abs 4 lautet:
„(4) In der Jugendwohlfahrt sind je nach Tätigkeitsbe-

reich entsprechend ausgebildete Fachkräfte einzusetzen,
wenn dies Art und Umfang der Tätigkeit erfordern. In Tä-
tigkeitsbereichen, in denen überwiegend mit Methoden
der Sozialarbeit gearbeitet wird, sind dies diplomierte So-
zialarbeiter sowie Absolventen eines Fachhochschulstu-
dienganges für Sozialarbeit. Anzustreben ist die Zusam-
menarbeit von Sozialarbeitern, Psychologen, Pädagogen,
Logopäden, Therapeuten, Ärzten und Juristen. Für Tätig-
keiten, die nach Art und Umfang keine Fachausbildung
erfordern, können sonstige geeignete Kräfte herangezo-
gen werden.“

4. Nach § 10 wird eingefügt:

„Maßnahmen gegen Vernachlässigung, Misshandlung
oder sexuellen Missbrauch

§ 10a

(1) Die Bezirksverwaltungsbehörde hat jede Meldung
über den Verdacht der Vernachlässigung, der Misshand-
lung oder des sexuellen Missbrauchs eines Minderjähri-
gen, die nach § 37 des Jugendwohlfahrtsgesetzes 1989
oder auf Grund berufsrechtlicher Ermächtigungen oder
Verpflichtungen erfolgt ist, zu überprüfen, und, wenn
nach Überprüfung zumindest der Verdacht weiterhin be-
steht, folgende Daten zum Zweck der Abwehr von Ge-
fährdungen des Kindeswohles personenbezogen zu ver-
arbeiten:
a) hinsichtlich der betroffenen Minderjährigen den Na-

men, das Geschlecht, das Geburtsdatum, die Anschrift,
die Art der Gefährdung, die Herkunft und das Datum
der Meldung;

b) hinsichtlich der meldenden Person (Einrichtung) den
Namen (die Bezeichnung), die Anschrift und den Beruf.

(2) Die Daten nach Abs 1 dürfen nur übermittelt wer-
den:
a) an andere Jugendwohlfahrtsbehörden zur Abwehr der

Gefährdung des Wohles eines bestimmt bezeichneten
Kindes; oder

b) an die Landesregierung zum Zweck der Erstellung von
Konzepten und Statistiken in Angelegenheiten der Ju-
gendwohlfahrt.
(3) Für die Übermittlung der Daten nach Abs 1 im Rah-

men des Abs 2 lit a kann ein Informationsverbundsystem
(§ 50 DSG 2000) eingerichtet werden, dessen Auftragge-
ber die Bezirksverwaltungsbehörden sind. Die Landesre-
gierung darf zum Zweck der Übermittlung nach Abs 2 lit b
auf die Daten des Informationsverbundsystems zugreifen.
Bis zur Einrichtung eines Informationsverbundsystems er-
folgt die Übermittlung von Daten nach Abs 2 lit a im Weg
der Landesregierung.

(4) Die Daten nach Abs 1 sind periodisch wiederkeh-
rend auf ihre Richtigkeit zu überprüfen und, im Fall ihrer
Unrichtigkeit unverzüglich, im Übrigen spätestens mit
dem Erreichen der Volljährigkeit des betroffenen Minder-
jährigen von Amts wegen zu löschen.

(5) Die Bezirksverwaltungsbehörden und die Landesre-
gierung haben organisatorische Vorkehrungen zu treffen,
die den Schutz der Geheimhaltungsinteressen der Betrof-
fenen garantieren. Als Vorkehrungen sind insbesondere
vorzusehen:
a) die Eintragung von Daten nur nach dem Vieraugen-

prinzip,
b) der Schutz der Daten vor unbefugtem Zugriff,
c) die Protokollierung der Zugriffe auf die Daten und
d) die Verschlüsselung der Daten bei deren Übermittlung

in öffentlichen Netzen.“

5. Im § 11 werden folgende Änderungen vorgenom-
men:

5.1. Im Abs 1 wird angefügt: 
„Bei den Namhaftmachungen soll auf ein ausgewogenes
Geschlechterverhältnis Bedacht genommen werden.“

5.2. Im Abs 2 lautet der dritte Satz: „Der Beirat hat aus
seiner Mitte eine(n) Vorsitzende(n) und deren bzw dessen
Stellvertreter(in) zu wählen.“

6. Im § 13 wird nach Abs 2 eingefügt:
„(2a) Der oder die Kinder- und Jugendanwalt bzw -an-

wältin kann von der Landesregierung nach Anhörung des
Jugendwohlfahrtsbeirates für jeweils weitere fünf Jahre
wiederbestellt werden. Die Wiederbestellung ist in der
Salzburger Landes-Zeitung kundzumachen.“

7. Im § 14 Abs 1 werden folgende Änderungen vorge-
nommen:

7.1. Im Einleitungssatz entfällt die Wortfolge „und 
deren Familien“.

7.2. Die lit d bis g werden durch folgende Bestimmun-
gen ersetzt:
„d)die Rechte, Interessen, Bedürfnisse und Anliegen der

Minderjährigen in der Öffentlichkeit zu vertreten;
e) die Zusammenarbeit von Einrichtungen der Jugend-

wohlfahrt und der Jugendarbeit mit einschlägigen
Zweigen der Wissenschaft zu fördern, einschlägige
Studien anzuregen oder durchzuführen und sich an
Forschungsvorhaben zu beteiligen, die der Verbesse-



rung der Lebensbedingungen von Minderjährigen
dienen;

f) im Jugendwohlfahrtsbeirat mitzuwirken;
g) an der Erstellung des Salzburger Beitrags zum Bericht

gemäß Art 44 des Übereinkommens über die Rechte
des Kindes, kundgemacht unter BGBl Nr 7/1993, mit-
zuwirken;

h) bei der Begutachtung von einschlägigen Gesetzes-
und Verordnungsentwürfen sowie von Entwürfen ge-
meinschaftsrechtlicher Normen mitzuwirken;

i) Vorschläge gemäß Abs 3 lit d zu erstatten.“

7a. Nach § 17 wird eingefügt:

„Datenermittlung und Datenverwendung; Amtshilfe

§ 17a

(1) Die zur Vollziehung dieses Gesetzes erforderlichen
personenbezogenen Daten dürfen von den zuständigen
Behörden automationsunterstützt ermittelt und verwen-
det werden. Die Verwendung von Daten ist ausschließlich
auf den mit diesem Gesetz verbundenen Zweck be-
schränkt. Zur Vollziehung dieses Gesetzes kann ein Infor-
mationsverbundsystem eingerichtet werden, dessen Auf-
traggeber die Jugendwohlfahrtsbehörden sind.

(2) Eine Übermittlung von personenbezogenen Daten
an Organe des Bundes, der Länder, der Gemeinden und
Gemeindeverbände sowie an die Träger der Sozialversi-
cherung ist, wenn nicht weitergehende Übermittlungs-
möglichkeiten gesetzlich vorgesehen sind, nur zulässig,
soweit diese zur Wahrnehmung der ihnen gesetzlich
übertragenen Aufgaben benötigt werden.

(3) Für personenbezogene Daten, die wegen des Ver-
dachts der Vernachlässigung, der Misshandlung oder des
sexuellen Missbrauchs von Minderjährigen zu verarbeiten
sind, gelten die Bestimmungen des § 10a.“

8. Im § 18 werden folgende Änderungen vorgenom-
men:

8.1. Im Abs 1 wird angefügt: „Zu diesem Zweck stehen
sie auch Jugendlichen bis zur Vollendung des 21. Lebens-
jahres zur Verfügung.“

8.2. Nach Abs 3 wird angefügt:
„(4) Soziale Dienste, wie etwa niederschwellige Ange-

bote (§ 23 Abs 3 lit f), sind Minderjährigen insbesondere
dann anzubieten, wenn dies für die Förderung des Wohles
des Minderjährigen zweckmäßiger und Erfolg verspre-
chender erscheint als die Gewährung von Hilfen zur Erzie-
hung.“

9. Im § 20 Abs 2 erhalten die lit b bis g die Bezeichnun-
gen „c)“ bis „h)“ und wird die lit a durch folgende Be-
stimmungen ersetzt:
„a) allgemeine und besondere Beratungsdienste für wer-

dende Eltern, Eltern, andere Erziehungsberechtigte
und Minderjährige, besonders zur Förderung der ge-
waltlosen Erziehung und zum Schutz Minderjähriger;

b) Bildungshilfen für werdende Eltern, Eltern und andere
Erziehungsberechtigte zur Stärkung der Fähigkeit zur
Pflege und Erziehung sowie zur Vorbeugung von Ent-
wicklungsstörungen und Erziehungsschwierigkeiten
sowie von physischer, psychischer und sexueller Ge-
walt;“

10. Im § 23 werden folgende Änderungen vorgenom-
men:

10.1. Im Abs 3 wird angefügt:
„f) niederschwellige Dienste, wie etwa Streetwork oder

betreute Notschlafstellen.“
10.2. Abs 4 lautet:
„(4) Folgende Selbsthilfegruppen können vom Land

gefördert werden:
1. Selbsthilfegruppen, die vorbeugende und therapeuti-

sche Hilfen zum Inhalt haben (Alleinerzieher oder El-
ternrunden, Spiel- oder Stillgruppen usw);

2. Selbsthilfegruppen von Personen, die von Jugendwohl-
fahrtsmaßnahmen betroffen sind oder waren.“

11. Im § 24 Abs 2 werden folgende Änderungen vorge-
nommen:

11.1. In der Z 1 wird vor dem Wort „Wohngemeinschaf-
ten“ das Wort „sozialpädagogische“ eingefügt.

11.2. Die Z 4 entfällt.

12. Im § 26 Abs 1 werden die Worte „vom Vormund“
durch die Wortfolge „von der gemäß § 187 ABGB mit der
Obsorge betrauten Person“ ersetzt.

13. Im § 33 Abs 2 wird im ersten Satz das Wort „Vor-
mündern,“ durch die Wortfolge „Personen, die gemäß
§ 187 ABGB mit der Obsorge betraut sind und“ ersetzt
und entfällt der zweite Satz.

14. Im § 34 Abs 1 entfällt die Wortfolge „ganzjährig be-
trieben werden und“.

15. Im § 39 Abs 2 entfallen in der Z 2 die Worte „zur
Durchsetzung“.

16. § 40 Abs 1 lautet:
„(1) Volle Erziehung ist die Unterbringung eines Min-

derjährigen:
1. in einer Pflegefamilie;
2. bei Personen, die mit dem Minderjährigen bis zum drit-

ten Grad verwandt oder verschwägert sind;
3. bei einer gemäß § 187 ABGB mit der Obsorge betrau-

ten Person, in deren Pflege und Erziehung sich der Min-
derjährige befindet;

4. in einem Heim;
5. in einer sonstigen Einrichtung (§ 34 Abs 1);
6. in einer familienähnlichen Einrichtung; oder
7. im Rahmen von nicht ortsfesten Formen der Pädagogik.
Die volle Erziehung ist zu gewähren, wenn die Unterstüt-
zung der Erziehung gemäß § 39 nicht ausreicht und der
Jugendwohlfahrtsträger mit der Pflege und Erziehung zur
Gänze betraut worden ist.“

17. Im § 43 Abs 3 lautet der erste Satz: „Während der
Durchführung von Erziehungsmaßnahmen ist von der Be-
hörde regelmäßig, mindestens aber einmal jährlich, zu
prüfen, ob deren Fortsetzung noch die bestmögliche För-
derung des Minderjährigen gewährleistet.“

18. § 44 lautet:

„Fortsetzung der Hilfen zur Erziehung
nach der Volljährigkeit

§ 44

Die in diesem Gesetz vorgesehenen Hilfen zur Erzie-
hung können auf Verlangen oder mit Zustimmung des Ju-
gendlichen bis zur Vollendung des 21. Lebensjahres fort-
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gesetzt werden, wenn dies zur Sicherung des Erfolges der
bisherigen Erziehungshilfen notwendig ist.“

19. Im § 50 wird angefügt:
„(7) Die §§ 6 Abs 2, 8 Abs 2 und 4, 10a, 11 Abs 1 und 2,

13 Abs 2a, 14 Abs 1, 17a, 18 Abs 1 und 4, 20 Abs 2, 23
Abs 3 und 4, 24 Abs 2, 26 Abs 1, 33 Abs 2, 34 Abs 1, 39
Abs 2, 40 Abs 1, 43 Abs 3 und 44 in der Fassung des Geset-
zes LGBl Nr 120/2003 treten mit 1. März 2004 in Kraft.“

Griessner
Schausberger

121. Gesetz vom 5. November 2003, mit dem die Salz-
burger Landarbeitsordnung 1995 geändert wird

Der Salzburger Landtag hat beschlossen:

Die Salzburger Landarbeitsordnung 1995, LGBl Nr 7/
1996, zuletzt geändert durch das Gesetz LGBl Nr 57/2003
und berichtigt durch die Kundmachung LGBl Nr 68/2003,
wird geändert wie folgt:

1. § 37 Abs 4 lit b lautet:
„b) weibliche Dienstnehmer spätestens drei Monate nach

der Geburt eines Kindes, nach Annahme eines Kindes,
welches das zweite Lebensjahr noch nicht vollendet hat,
an Kindes statt oder nach der zum Zweck der Adoption
erfolgten Übernahme eines solchen Kindes in unent-
geltliche Pflege, bei Inanspruchnahme einer Karenz ge-
mäß § 119 Abs 1 und 4 spätestens sechs Wochen nach
deren Beendigung oder während der Inanspruchnahme
einer Teilzeitbeschäftigung gemäß § 120“.

2. Im § 274, dessen bisheriger Text die Absatzbezeich-
nung „(1)“ erhält, wird angefügt:

„(2) § 37 Abs 4 in der Fassung des Gesetzes LGBl Nr
121/2003 tritt mit 1. Jänner 2001 in Kraft.“

Griessner
Schausberger

122. Gesetz vom 5. November 2003, mit dem die Salz-
burger Land- und Forstwirtschaftliche Berufsausbil-

dungsordnung 1991 geändert wird

Der Salzburger Landtag hat beschlossen:

Die Salzburger Land- und Forstwirtschaftliche Berufs-
ausbildungsordnung 1991, LGBl Nr 69, zuletzt geändert
durch das Gesetz LGBl Nr 46/2001, wird geändert wie folgt:

1. Im § 4 Abs 2 wird angefügt: „Die Ablegung einer Er-
gänzungsprüfung bzw die Absolvierung eines Anpas-
sungslehrgangs dürfen weiters nicht vorgeschrieben wer-
den, wenn der Antragsteller nachweist, dass er die erfor-
derlichen zusätzlichen Kenntnisse während seiner berufli-
chen Tätigkeit zur Gänze oder zumindest im Wesentlichen
erworben hat.“

2. Im § 17 Abs 1 lit b werden nach dem Wort „Ergän-
zungsprüfungen“ die Worte „oder Anpassungslehrgän-
ge“ eingefügt.

3. Im § 30 wird angefügt:
„(3) Die §§ 4 Abs 2 und 17 Abs 1 in der Fassung des Ge-

setzes LGBl Nr 122/2003 treten mit 1. Jänner 2004 in
Kraft.“

4. Nach § 30 wird angefügt:

„Umsetzungshinweis

§ 31

§ 4 Abs 2 dient der Umsetzung folgender Richtlinien:
1. Richtlinie 89/48/EWG des Rates vom 21. Dezember

1988 über eine allgemeine Regelung zur Anerkennung
der Hochschuldiplome, die eine mindestens dreijährige
Berufsausbildung abschließen;

2. Richtlinie 92/51/EWG des Rates vom 18. Juni 1992
über eine zweite allgemeine Regelung zur Anerken-
nung beruflicher Befähigungsnachweise in Ergänzung
zur Richtlinie 89/48/EWG;

3. Richtlinie 2001/19/EG des Europäischen Parlaments
und des Rates vom 14. Mai 2001 zur Änderung der
Richtlinien 89/48/EWG und 92/51/EWG des Rates
über eine allgemeine Regelung zur Anerkennung be-
ruflicher Befähigungsnachweise etc.“

Griessner
Schausberger

123. Gesetz vom 5. November 2003, mit dem das Salz-
burger Tierschutzgesetz 1999 geändert wird

Der Salzburger Landtag hat beschlossen:

Das Salzburger Tierschutzgesetz 1999, LGBl Nr 86, in
der Fassung des Gesetzes LGBl Nr 46/2001 wird geändert
wie folgt:

1. § 9 Abs 4 lautet:
„(4) Die Bestimmung des Abs 1 Z 1 und die in Verord-

nungen gemäß § 10 enthaltenen Anordnungen gelten im
nachstehenden Umfang nicht für folgende Tiere:

Ausnahme für: Von der Ausnahme betrof-
fene Bestimmungen:

Tiere, für die nach tierseu-
chenrechtlichen Bestim-
mungen besondere Hal-
tungsvorschriften einzu-
halten sind

Bestimmungen über das
Halten, Verwahren und
Betreuen, die den konkre-
ten tierseuchenrechtlichen
Bestimmungen widerspre-
chen

Tiere, für die krankheits-
oder verletzungsbedingt
oder im Zusammenhang
mit einer Geburt aus vete-
rinärmedizinischen Grün-
den besondere Haltungs-
vorschriften einzuhalten
sind (zB Einzelhaltung)

Bestimmungen über das
Halten, Verwahren und
Betreuen, die den konkre-
ten veterinärmedizini-
schen Anordnungen wi-
dersprechen

heimische Wildtiere, wenn
und soweit für deren Hal-
tung nach jagd- oder fi-
schereirechtlichen Bestim-
mungen besondere Tier-
schutzvorschriften gelten

Bestimmungen über das
Halten, Verwahren und
Betreuen, die den jagd-
und fischereirechtlichen
Bestimmungen widerspre-
chen

Tiere während eines
Transports

Bestimmungen über die
Unterbringung und die
Bewegungsmöglichkeit“



2. Im § 11 werden folgende Änderungen vorgenom-
men:

2.1. Im Abs 1 lautet die Z 2:
„2. auf Grund erheblicher Ansprüche an Haltung und

Pflege erst gehalten werden dürfen, wenn die beab-
sichtigte Haltung der Tierschutzbehörde angezeigt
und von dieser gemäß Abs 3 zur Kenntnis genommen
worden ist.“

2.2. Die Abs 2 und 3 werden durch folgende Bestim-
mungen ersetzt:

„(2) Für die Anzeige gemäß Abs 1 Z 2 ist ein Formular
zu verwenden, dessen näherer Inhalt von der Landesre-
gierung durch Verordnung festzulegen ist. Die Anzeige
gilt erst als vollständig eingebracht, wenn alle im Formular
verlangten Daten oder Angaben der Behörde mitgeteilt
worden sind.

(3) Die Anzeige ist mit Bescheid zur Kenntnis zu 
nehmen, wenn keine Gründe für eine Untersagung ge-
mäß Abs 4 vorliegen. Die Kenntnisnahme kann unter
Auflagen und Bedingungen oder befristet ausge-
sprochen werden. Die Anzeige gilt als zur Kenntnis ge-
nommen, wenn sie nicht innerhalb von drei Monaten
ab vollständiger Einbringung der Anzeige untersagt
worden ist.

(4) Die Tierhaltung ist zu untersagen, wenn der Tier-
halter die erforderlichen fachlichen Kenntnisse nicht
nachweist oder nicht zuverlässig ist oder wenn eine den
Bestimmungen dieses Gesetzes oder der auf seiner
Grundlage erlassenen Verordnungen entsprechende
Haltung nicht gewährleistet ist.

(5) Von den Verboten und Einschränkungen gemäß Abs
1 sind ausgenommen:
1. von den Verboten und Einschränkungen gemäß Abs 1

Z 1 und 2:
a) zoologische Gärten und ähnliche Einrichtungen, die

Mitglied der European Association of Zoos and
Aquaria (EAZA) sind;

b) Universitäten;
c) behördlich genehmigte bzw als Schutzverwahrer an-

erkannte Tierheime;
d) Tierhaltungen im Rahmen von Zirkussen und Wan-

dermenagerien (§ 17 Abs 4 des Salzburger Veran-
staltungsgesetzes 1997);

e) Tierhaltungen im Rahmen von zulässigen Tierversu-
chen nach dem Tierversuchsgesetz 1988;

f) Tierhaltungen, die gemäß § 34 des Salzburger Na-
turschutzgesetzes 1999 bewilligt worden sind;

2. nur von den Einschränkungen des Abs 1 Z 2:
a) nach der Gewerbeordnung 1994 befugte Tierhänd-

ler bei Ausübung ihres Gewerbes;
b) die Haltung heimischer Wildtiere, wenn und soweit

für deren Haltung nach jagd- oder fischereirechtli-
chen Bestimmungen besondere Tierschutzvorschrif-
ten gelten.“

3. Im § 12 werden folgende Änderungen vorgenom-
men:

3.1. Im Abs 2 lautet die Z 3:
„3. Im Hinblick auf die geplante Tierhaltung und die

dabei erforderlichen Maßnahmen steht ausrei-
chend qualifiziertes Personal zur Verfügung und

die vorgesehenen Betreuungspersonen sind zu-
verlässig.“

3.2. Im Abs 3 lautet die Z 5:
„5. die schriftliche Zustimmung des Liegenschaftseigen-

tümers zum Betrieb des Tierheimes.“
3.3. Abs 4 lautet:
„(4) Die Bewilligung kann auch unter Auflagen, Bedin-

gungen oder befristet erteilt werden, wenn dies erforder-
lich ist, um eine tiergerechte Pflege und Unterbringung
der verwahrten Tiere sicherzustellen. Dabei kann auch die
Nutzung der Anlage zu anderen Zwecken als dem Tier-
heimbetrieb untersagt oder eingeschränkt werden, wenn
dies für eine den Bestimmungen dieses Gesetzes und der
auf seiner Grundlage erlassenen Verordnungen entspre-
chende Verwahrung der Tiere erforderlich ist.“

4. Im § 16 Abs 2 lautet der Klammerausdruck: „(zB
durch Reduzierung des Tierbestandes, Beschränkung auf
einzelne Tierarten, Einschränkung oder Untersagung der
anderweitigen Anlagennutzung)“.

5. Im § 18 erhält der bisherige Text die Absatzbezeich-
nung „(1)“ und wird angefügt:

„(2) Den mit den Aufgaben des Tierschutzes betrauten
behördlichen Organen ist zum Zweck amtlicher Erhebun-
gen sowie zur Erfüllung ihrer Aufgaben nach diesem Ge-
setz und den auf seiner Grundlage erlassenen Verordnun-
gen ungehinderter Zutritt zu Liegenschaften oder Anla-
gen, in denen Tiere gehalten werden (zB Ställe oder Zwin-
ger), zu gewähren. Davon ist der Verfügungsberechtigte
vorher oder in dringenden Fällen, in denen eine vorherige
Verständigung nicht möglich ist, jedenfalls nachträglich zu
verständigen. Auf Verlangen haben sich die Organe bei
ihren Amtshandlungen entsprechend auszuweisen.“

6. Im § 22 werden folgende Änderungen vorgenom-
men:

6.1. Im Abs 1 wird angefügt: „Ebenso ist ein Stellvertre-
ter zu bestellen, der den Tierschutzbeauftragten im Ver-
hinderungsfall vertritt.“

6.2. Im Abs 3 entfallen der zweite Satz und im vierten
Satz die Wortfolge „oder seinem Gutachten“.

7. Im § 23 entfällt der Abs 4.

8. Im § 26 werden folgende Änderungen vorgenommen:
8.1. Die Z 1 bis 5 erhalten die Bezeichnungen „2.“ bis

„6.“ und nach dem Einleitungssatz wird eingefügt:
„1. Gewerbeordnung 1994 (GewO 1994), BGBl Nr 194,

zuletzt geändert durch die Kundmachung BGBl I Nr
23/2003;“

8.2. In den Z 2, 3 und 4 (jeweils neu) wird jeweils die
Wortfolge „in der Fassung des Gesetzes BGBl I Nr 32/
2002;“ angefügt.

8.3. In der Z 5 (neu) wird die Wortfolge „in der Fassung
des Gesetzes BGBl I Nr 136/2001;“ angefügt.

8.4. In der Z 6 (neu) wird das Zitat „BGBl I Nr 131/
1997“ durch das Zitat „BGBl I Nr 134/2002“ ersetzt.

9. Im § 29, dessen bisheriger Text die Absatzbezeich-
nung „(1)“ erhält, wird angefügt:

„(2) Die §§ 9 Abs 4, 11, 12 Abs 2, 3 und 4, 16 Abs 2, 18,
22 Abs 1 und 3 und 26 in der Fassung des Gesetzes LGBl
Nr 123/2003 treten mit 1. Februar 2004 in Kraft. Gleich-
zeitig tritt § 23 Abs 4 außer Kraft.

(3) Anträge auf Erteilung einer Bewilligung gemäß § 11
Abs 2, die zu dem im Abs 2 bestimmten Zeitpunkt anhän-
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gig sind, gelten als Anzeigen, wenn sie alle im Anzeigefor-
mular verlangten Daten und Angaben enthalten. Die drei-
monatige Frist gemäß § 11 Abs 3 dritter Satz in der Fas-
sung des Gesetzes LGBl Nr 123/2003 läuft ab dem im
Abs 2 bestimmten Zeitpunkt.“

10. Nach § 29 wird angefügt:

„Informationsverfahrenshinweis

§ 30

Die Kundmachung des Gesetzes erfolgt nach Durch-
führung des Verfahrens auf Grund der Richtlinie 98/34/
EG über ein Informationsverfahren auf dem Gebiet der
Normen und technischen Vorschriften. Notifikationsnum-
mern: 99/172/A und 2003/171/A.“

Griessner
Schausberger

124. Gesetz vom 5. November 2003, mit dem das Nutz-
tierschutzgesetz geändert wird

Der Salzburger Landtag hat beschlossen:

Das Nutztierschutzgesetz, LGBl Nr 76/1997, in der Fas-
sung des Gesetzes LGBl Nr 46/2001 wird geändert wie folgt:

1. Im Inhaltsverzeichnis wird angefügt:
„§ 34 Umsetzungshinweis“

1a. Im § 4 werden folgende Änderungen vorgenom-
men:

1a.1. Die Z 1 bis 9 werden durch folgende Bestimmun-
gen ersetzt:
„1. Schweine: Tiere der Gattung Schwein jedes Alters für

Zucht- und Mastzwecke.
2. Eber: geschlechtsreife männliche Schweine, die zur

Zucht bestimmt sind.
3a. Sauen: weibliche Schweine nach dem ersten Wurf.
3b. Jungsauen: geschlechtsreife weibliche Tiere vor dem

ersten Wurf.
4. Säugende Sauen: weibliche Schweine vom Beginn

der perinatalen Phase (= Zeitraum kurz vor der Ge-
burt) bis zum Absetzen der Saugferkel.

4a. Trocken gestellte und trächtige Muttertiere: Sauen
vom Zeitpunkt des Absetzens bis zur perinatalen
Phase.

5. Ferkel: Schweine ab der Geburt bis zu einem Gewicht
von 30 kg.

5a. Saugferkel: Ferkel vom Zeitpunkt der Geburt bis zum
Absetzen.

5b. Absatzferkel: abgesetzte Ferkel bis zum Alter von
zehn Wochen.

6. Mastschweine/Zuchtläufer: Schweine vom Alter von
zehn Wochen bis zur Schlachtung bzw zum Decken.

7. Hausgeflügel: Haushühner, Truthühner, Enten, Gän-
se, Perlhühner.

7a. Legehennen: Hennen im legereifen Alter der Art
GALLUS Gallus, die für die Erzeugung von Eiern, die
nicht zum Ausbrüten bestimmt sind, gehalten werden.

8. Kälber: Rinder bis zum Alter von sechs Monaten.
9. Pelztiere: Nerze, Füchse, Chinchillas, Nutrias.“
1a.2. Nach der Z 24 wird eingefügt:

„24a. Bodenhaltung: eine Form der Stallhaltung von Geflü-
gel, bei der die Tiere auf Einstreu am Boden laufen
können. Ein Auslauf ist nicht notwendig vorhanden.

24b. Volierenhaltung: eine Form der Stallhaltung von Ge-
flügel mit mehreren nutzbaren Ebenen, bei der die
Tiere auf Einstreu am Boden laufen können.“

2. Im § 6 wird angefügt:
„4. die Anforderungen für die Haltung von Tieren zur Um-

setzung von Richtlinien und Entscheidungen der Euro-
päischen Union, soweit dem nicht Bestimmungen die-
ses Gesetzes entgegenstehen.“

2a. Im § 9 Abs 2 lautet der erste Halbsatz des letzten Sat-
zes: „Die Standbreite muss mindestens 86% der Widerrist-
höhe betragen;“

3. Im § 9 Abs 6 wird im unteren Teil der Tabelle der
Klammerausdruck „gegenständige Boxen“ durch die
Wortfolge „und wandständige Boxen mit seitenfreiem
Kopfschwungraum“ ergänzt.

4. Im § 13 werden folgende Änderungen vorgenom-
men:

4.1. In den Tabellen der Abs 2 und 3 wird jeweils nach
dem Wort „Legehennen“ der Klammerausdruck „(in Be-
trieben mit weniger als 350 Tieren)“ eingefügt.

4.2. Im Abs 3 werden in der Tabelle die Worte „Futter-
rinne und Rundautomaten“ durch die Worte „Futterrinne
am Rundautomaten“ ersetzt.

5. § 19 Abs 1 lautet:
„(1) Alle Spaltenböden für die Rinderhaltung sind ge-

mäß der ÖNORM L 5290 (Spaltenböden für die Tier-
haltung – Maße, Lastannahme, Ausführung, Prüfung),
Ausgabe 1. Juni 1988, auszugestalten, wobei nur ge-
ringfügige Abweichungen (� 10%) von den dort fest-
gelegten Leit- und Rahmenmaßen für die Spaltenweiten
zulässig sind. Kälber dürfen nicht auf Vollspalten- oder
auf einstreulosen Teilspaltenböden gehalten werden.
Für Jung- und Mastrinder normzulässige Spaltenböden
sind als Laufgangflächen auch für die Haltung von bei
Mutterkühen stehenden Kälbern zulässig, wenn sich die
Kälber jederzeit unbehindert in einen gut eingestreuten
Kälberschlupf zurückziehen können. Dieser Kälber-
schlupf muss pro Kalb über eine Mindestfläche im Aus-
maß der Einraumbuchtenmaße gemäß § 9 Abs 6 ver-
fügen. Jung- und Mastrinder dürfen nur dann auf Voll-
spaltenböden gehalten werden, wenn deren Spalten
nicht durchgehend sind.“

6. Im § 33, dessen bisheriger Text die Absatzbezeich-
nung „(1)“ erhält, wird angefügt:

„(2) Die §§ 4, 6, 9 Abs 2 und 6, 13 Abs 2 und 3 und 19
Abs 1 in der Fassung des Gesetzes LGBl Nr 124/2003 tre-
ten mit 1. Februar 2004 in Kraft.

10. Nach § 33 wird angefügt:

„Umsetzungshinweis 

§ 34

Dieses Gesetz dient der Umsetzung folgender Richtli-
nien:
1. Richtlinie 98/58/EG des Rates vom 20. Juli 1998 über

den Schutz landwirtschaftlicher Nutztiere;
2. Richtlinie 91/630/EWG des Rates vom 19. November

1991 über Mindestanforderungen für den Schutz von
Schweinen in der Fassung der Richtlinien 2001/88/EG
und 2001/93/EG;
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3. Richtlinie 91/629/EWG des Rates vom 10. November
1991 über Mindestanforderungen für den Schutz von
Kälbern in der Fassung der Richtlinie 97/2/EG und der
Entscheidung 97/182/EG;

4. Richtlinie 99/74/EG des Rates vom 19. Juli 1999 zur
Festlegung von Mindestanforderungen zum Schutz
von Legehennen.“

Griessner
Schausberger

125. Gesetz vom 5. November 2003, mit dem das Salz-
burger Leichen- und Bestattungsgesetz 1986 geändert

wird

Der Salzburger Landtag hat beschlossen:

Das Salzburger Leichen- und Bestattungsgesetz 1986,
LGBl Nr 84, zuletzt geändert durch das Gesetz LGBl Nr
46/2001, wird geändert wie folgt:

1. § 4 lautet:
„Auskunfterteilung

§ 4

(1) Auf Verlangen sind dem Totenbeschauer von jeder
Person die zur Durchführung der Totenbeschau und 
Klärung der Todesursache erforderlichen Auskünfte zu 
erteilen. Zu diesen Auskünften gehört auch die Bekannt-
gabe des Arztes, der den Verstorbenen innerhalb eines
Monats vor Eintritt des Todes behandelt hat (behandeln-
der Arzt).

(2) Der Totenbeschauer hat vom behandelnden Arzt ei-
nen ärztlichen Behandlungsschein anzufordern. Aus dem
ärztlichen Behandlungsschein müssen die für die Feststel-
lung der Todesursache erforderlichen Angaben, insbeson-
dere die Krankheit, wegen der die ärztliche Behandlung
stattgefunden hat, und die vom behandelnden Arzt ange-
nommene unmittelbare Todesursache zu entnehmen sein.
Der behandelnde Arzt ist verpflichtet, den angeforderten
Behandlungsschein unverzüglich auszustellen und ihn
dem Totenbeschauer nach Tunlichkeit bei der Durchfüh-
rung der Totenbeschau, spätestens jedoch vor der Aus-
stellung des Totenbeschaubefundes, zu übermitteln. Für
die Ausstellung des ärztlichen Behandlungsscheins ist der

durch Verordnung der Landesregierung festgelegte Vor-
druck zu verwenden.“

2. § 15 Abs 4 entfällt.

3. § 22 lautet:

„Überführung von Leichen

§ 22

(1) Bei der Überführung einer Leiche ist sanitätspolizeili-
chen und ethischen Anfordernissen Rechnung zu tragen,
die durch Verordnung der Landesregierung insbesondere
in Bezug auf die Beschaffenheit des Sarges und des Beför-
derungsmittels festgelegt werden. 

(2) Leichen dürfen nur von gewerberechtlich befugten
Leichenbestattungsunternehmen überführt werden. Das
die Leichenüberführung vornehmende Leichenbestattungs-
unternehmen hat die Verwaltung des Friedhofs bzw der
Feuerbestattungsanlage, wohin die Leiche überführt wird,
rechtzeitig vom Eintreffen der Leiche zu verständigen.“

4. Die Überschrift des VI. Abschnittes lautet: „Schluss-
bestimmungen“

5. Im § 46, der die Überschrift „Strafbestimmung“ er-
hält, wird im ersten Satz der Betrag „730 2“ durch den
Betrag „3.000 2“ ersetzt und entfällt der zweite Satz.

6. Im § 47, der die Überschrift „Eigener Wirkungsbe-
reich der Gemeinde“ erhält, entfallen die Absatzbezeich-
nung „(1)“ und der zweite Absatz.

7. Im § 48, der die Überschrift „Inkrafttreten novellier-
ter Bestimmungen“ erhält, wird angefügt: 

„(4) Die §§ 4, 22, 46, 47 und 48 in der Fassung des Ge-
setzes LGBl Nr 125/2003 treten mit 1. Jänner 2004 in
Kraft. Gleichzeitig tritt § 15 Abs 4 außer Kraft.“

8. Nach § 48 wird angefügt:

„Umsetzungshinweis

§ 49

Mit der Neufassung des § 22 durch das Gesetz LGBl Nr
125/2003 wird die Erste Richtlinie des Rates vom 23. Juli
1962 über die Aufstellung einiger gemeinsamer Regeln
für den internationalen Verkehr (gewerblicher Güterkraft-
verkehr), ABl Nr L 070 vom 6. August 1962, umgesetzt.“

Griessner
Schausberger
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